
1

INHALT

1. Vorbemerkung
2. Sinn und Zweck des Transparenzregisters
3. Regelungen zum Transparenzregister

3.1 Meldepflichtige
3.2 Inhalte der Meldepflicht
3.3 Ausnahmen von der Meldepflicht
3.4 Meldepflicht bei Unstimmigkeiten
3.5 Zeitpunkt der Meldung

4. Handlungsbedarfe
4.1 Alte oder unvollständige Gesellschafterlisten
4.2 Mittelbare Beteiligungen

5. Handlungsempfehlungen nach erfolgter Meldung
6. Einsichtsrechte
7. Durchführung der Registrierung
8. Bußgelder
9. Weiterführende Informationen
10. Hinweise für das Mandatsverhältnis

1. VORBEMERKUNG

Seit einigen Jahren haben Unternehmen, die zu den Verpflich-
teten im Sinne des Geldwäschegesetzes zählen, mit den ent-
sprechenden Regelungen des Geldwäschegesetzes zu tun. Seit 
01.08.2021 gilt nun die erwartete Umstellung des Transparenzre-
gisters zu einem Vollregister, die jetzt so gut wie alle Unterneh-
men zur Eintragung verpflichtet. Grundlage der Neuerung ist das 
Transparenzregister- und Finanzinformationsgesetz (TraFinG), 
das im Juni 2021 vom Bundestag beschlossen und vom Bun-
desrat gebilligt wurde. Eine der wichtigsten Neuerungen ist der 
Wegfall der Mitteilungsfiktionen aus § 20 Abs. 2 GwG.

Dieses Merkblatt gibt eine Übersicht über die wichtigsten Rege-
lungen zum Transparenzregister und beinhaltet alle Änderungen 
durch das neue Geldwäschegesetz.

2. SINN UND ZWECK DES TRANSPARENZ
REGISTERS

Mit dem Transparenzregister wird, wie der Name schon sagt, 
Transparenz in die gesellschaftsrechtlichen Beteiligungsstruktu-
ren gebracht. Das Transparenzregister wird vom Bundesanzeiger-
Verlag als Beliehene geführt und vom Bundesverwaltungsamt 
beaufsichtigt. Sinn und Zweck des durch die Gesetzesnovelle zu 
stärkenden Transparenzregisters ist es, die Transparenz in Bezug 
auf den hinter Gesellschaften stehenden wirtschaftlich Berech-
tigten zu erhöhen, die Geldwäschebekämpfung zu unterstützen 
und die Terrorismusfinanzierung aufzudecken.

3. REGELUNGEN ZUM TRANSPARENZREGISTER

3.1 Meldepflichtige
Nahezu alle Unternehmen sind „Meldepflichtige“ im Sinne der 
Vorschriften zum Transparenzregister. Hierunter fallen sämt-
liche juristischen Personen des Privatrechts (z. B. GmbH und 
AG,  Stiftungen) und Personengesellschaften (z. B. OHG und KG), 
daneben aber auch Partnerschaftsgesellschaften, Genossen-
schaften und Vereine.

3.2 Inhalte der Meldepflicht
Die Meldepflichtigen müssen einen Prozess einrichten, über den 
bestimmte Informationen an das zentrale Transparenzregister 
gemeldet werden. Inhalt dieser Information ist die Benennung 
des sog. wirtschaftlich Berechtigten. Dies bedeutet im Einzelnen, 
dass folgende Informationen eines wirtschaftlich Berechtigten an 
das Transparenzregister zu melden sind:

1. Vor- und Nachname,
2. Geburtsdatum,
3. Wohnort,
4. Art und Umfang des wirtschaftlichen Interesses und
5. alle Staatsangehörigkeiten.

Da es in der Vergangenheit bei Mehrstaatlichkeit des wirtschaft-
lich Berechtigten nach a. F. zu Unstimmigkeiten bei der Erhebung 
der Angaben kam, wurde die Meldepflicht nun entsprechend 
ausgeweitet.

Der wirtschaftlich Berechtigte ist eine natürliche Person, in 
 deren Eigentum oder unter deren Kontrolle das Unternehmen 
letztlich steht, oder die natürliche Person, auf deren Veran-
lassung eine Transaktion letztlich durchgeführt oder eine 
Geschäftsbeziehung letztlich begründet wird. Wirtschaftlich Be-
rechtigter ist man i. d. R. bereits bei Überschreiten einer Beteili-
gungsquote (mittelbar oder unmittelbar) von 25 % bzw. bei einer 
Kontrolle von mehr als 25 % der Stimmrechte. Gerade bei mittel-
barer Kontrolle wird auf einen beherrschenden Einfluss des wirt-
schaftlich Berechtigten auf das Unternehmen abgestellt. Auch 
rechtsfähige Stiftungen und Rechtsgestaltungen mit treuhän-
derischem Vermögen können einen wirtschaftlich Berechtigten 
haben. Hierzu zählen die Treugeber, Trustees, Stiftungsvorstände 
und Begünstigten sowie jede natürliche Person, die auf sonstige 
Weise unmittelbar oder mittelbar beherrschenden Einfluss auf 
die Vermögensverwaltung oder Ertragsverteilung ausübt.

Ist bei der Bestimmung des wirtschaftlich Berechtigten keine 
natürliche Person ermittelt worden oder bestehen Zweifel daran, 
dass die ermittelte Person wirtschaftlich Berechtigter ist, gelten 

© 03/2022 DWS Steuerberater Medien GmbH 
Bestellservice: Postfach 02 35 53 · 10127 Berlin · Tel.: 030. 2 88 85 66 · Fax: 030. 28 88 56 70 · E-Mail: info@dws-verlag.de · Internet: www.dws-verlag.de 
Alle Rechte vorbehalten. Es ist nicht gestattet, die Produkte ganz oder teilweise nachzudrucken bzw. auf fotomechanischem Weg zu vervielfältigen. Dieses Produkt wurde 
mit äußerster Sorgfalt bearbeitet, für den Inhalt kann jedoch keine Gewähr übernommen werden. 
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung der Sprachformen männlich, weiblich und divers (m/w/d) verzichtet.  
Sämtliche Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen für alle Geschlechter.

TRANSPARENZREGISTER

MERKBLATT NR. 1823.3 | 03 | 2022

Kölner Str. 201—203 | 51149 Köln 
Tel.: 02203/92 800-0 
Fax: 02203/92 800 27
Web: www.k-hopp-stb.de 
E-Mail: info@k-hopp-stb.de



2 © 03/2022 DWS-Verlag, Berlin

Transparenzregister

die gesetzlichen Vertreter, geschäftsführenden Gesellschafter 
oder Partner als wirtschaftlich Berechtigter. Somit wären dann 
diese Personen zu melden.

Größere Probleme bereitet die Benennung von Art und Umfang 
des wirtschaftlichen Interesses. Dieser dehnbare Begriff kann 
die Offenlegung der Verwaltungsstrukturen bedeuten. In jedem 
Fall sollten die Beteiligung bzw. die Stimmrechte oder sonstige 
 Gründe, die die Stellung als wirtschaftlich Berechtigter begrün-
den, mitgeteilt werden.

3.3 Ausnahmen von der Meldepflicht
Jede juristische Person oder Personengesellschaft ist verpflich-
tet, die eigene Gesellschafterstruktur an das Transparenzregister 
zu melden. Ausnahmen von dieser Meldepflicht gibt es in Zukunft 
nur noch für Vereine. Das Transparenzregister wird somit zum 
Vollregister. Für Vereine gilt die Meldung als erfüllt, wenn die 
erforderlichen Angaben zum wirtschaftlich Berechtigten bereits 
aus dem Vereinsregister abrufbar sind. Bei Vereinen werden 
die Daten somit automatisch aus dem Vereinsregister in das 
Transparenzregister übertragen, sofern der Verein nur fiktive 
wirtschaftliche Berechtigte hat, so wie es bei den meisten Ver-
einen der Fall ist. Darüber hinaus muss der Vorstand seinen Sitz 
im Inland und die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen.

Zudem müssen Änderungen unverzüglich beim Vereinsregister 
angemeldet werden, da sonst die Fiktionswirkung für das Trans-
parenzregister wieder entfällt.

Aufgrund dieser Regelung ergäbe sich für Vereine kein Hand-
lungsbedarf. Allerdings zeigt sich, dass der sprichwörtliche 
Teufel im Detail steckt.

Trotz bestehender Meldefiktion sollte kritisch hinterfragt werden, 
ob sämtliche Meldepflichten allein durch die Eintragung im Ver-
einsregister als erledigt angesehen werden dürfen.

3.4 Meldepflicht bei Unstimmigkeiten
Verpflichtete haben Unstimmigkeiten unverzüglich zu melden, 
die sie zwischen den Angaben über den wirtschaftlich Berech-
tigten, die im Transparenzregister zugänglich sind, und den 
ihnen zur Verfügung stehenden Angaben und Erkenntnissen des 
wirtschaftlich Berechtigten feststellen. Eine Unstimmigkeit be-
steht, wenn Eintragungen zu Transparenzpflichten in Hinblick auf 
bestimmte Vereinigungen und bestimmte Rechtsgestaltungen 
fehlen, einzelne Angaben zum wirtschaftlich Berechtigten ab-
weichen oder abweichende wirtschaftlich Berechtigte ermittelt 
wurden. Eine Verletzung dieser Meldepflicht ist bußgeldbewehrt.

Zweck dieser Regelung ist es, die Zuverlässigkeit der Angaben 
des Transparenzregisters zu erhöhen. Die Meldung kann der 
Verpflichtete auf der Internetseite des Transparenzregisters 
vornehmen. Die Anzeige wird im Anschluss an die Meldung von 
der registerführenden Stelle überprüft und hierzu können vom 
Erstatter weitere Informationen sowie Unterlagen angefordert 
werden. Die Meldung der Unstimmigkeit wird von der register-
führenden Stelle sichtbar im Registerauszug vermerkt. Werden 
die Angaben zum wirtschaftlich Berechtigten als unzutreffend 
angesehen oder wird die Unstimmigkeitsprüfung aufgrund un-
klarer Sachlage nicht abgeschlossen, werden die Unterlagen an 
das Bundesverwaltungsamt übergeben. Der Erstatter wird nach 
Abschluss des Verfahrens über den Ausgang der Überprüfung 
informiert. Der Abschluss der Prüfung wird im Registerauszug 
vermerkt.

Mit dieser Regelung soll keine neue Prüfpflicht, sondern eine 
neue Meldepflicht verbunden sein.

Neu ist nun, dass gem. § 59 Abs. 10 GwG n. F. eine Unstimmig-
keitsmeldung vom 01.08.2021 bis zum 01.04.2023 wegen des 
Fehlens einer Eintragung in das Transparenzregister nach § 20 
GwG nicht abzugeben ist. Dies gilt jedoch nur, wenn auch nach 
den bis 31.07.2021 geltenden Regelungen keine Pflicht zur Abga-
be einer Unstimmigkeitsmeldung bestanden hätte.

3.5 Zeitpunkt der Meldung
Zwar gilt das TraFinG seit 01.08.2021. Die Meldepflicht der unter 
3.2 genannten Informationen soll jedoch gestaffelt werden. So 
muss eine Meldung

• im Falle einer SE, AG oder KGaA bis zum 31.03.2022, 
• im Falle einer GmbH oder Genossenschaft bis zum 

30.06.2022 
• und in allen anderen Fällen bis zum 31.12.2022 

erfolgen. Für meldepflichtige Sachverhalte gilt, dass sie unver-
züglich gemeldet werden müssen. Unverzüglich bedeutet ohne 
schuldhaftes Zögern. Der Begriff lässt wenig Spielraum zu, 
sodass der Verpflichtete kaum die Möglichkeit hat, bei seinem 
Vertragspartner nachzufragen, um ihn aufzufordern, die Unstim-
migkeit zu beseitigen.

4. HANDLUNGSBEDARFE VOR DEN MELDEZEIT
PUNKTEN

4.1 Alte oder unvollständige Gesellschafterlisten
Wie bereits dargelegt, wurde in der Vergangenheit die Meldefik-
tion nur erfüllt, wenn in den jeweiligen Registern alle notwendi-
gen Informationen enthalten waren, insb. wenn in das Handels-
register eine Gesellschafter liste mit den Merkmalen eingereicht 
wurde. Sollten somit noch alte, unrichtige bzw. unvollständige 
Gesellschafterlisten im Handelsregister hinterlegt sein, hat die 
Meldefiktion nicht gegriffen. Die Ergänzung bzw. Berichtigung 
hat somit auch bereits vor den o. g. Umsetzungszeitpunkten 
zu erfolgen. Auch neuere Gesellschafterlisten sollten nicht nur 
hinsichtlich inhaltlicher Richtigkeit, sondern auch dahingehend 
geprüft werden, ob die ausführlicheren Informationen zur Beteili-
gungshöhe der Gesellschafter enthalten sind.

4.2 Mittelbare Beteiligungen
Da grundsätzlich auch mittelbare Beteiligungen zu berücksich-
tigen sind — und ggf. mehrere mittelbare Beteiligungen addiert 
werden müssen —, wird in komplexeren Fällen nicht auf Han-
delsregisterveröffentlichungen zurückgegriffen werden können. 
Dies bedeutet, dass jedes Unternehmen in gewissem Maße die 
Gesellschafterstrukturen durchforsten muss, um die natürlichen 
Personen zu finden, die möglicherweise auch über mehrere Zwi-
schengesellschaften mittelbar 25 % oder mehr Anteile des jewei-
ligen Unternehmens halten. Nach der Gesetzesbegründung soll 
hingegen keine Pflicht zu eigenen Nachforschungen bestehen; 
insb. nicht über eine möglicherweise längere Beteiligungskette 
hinab. Vielmehr soll nur eine Pflicht bei Kenntnis, nicht aber bei 
„Kennen müssen“ bestehen.

Fragwürdig erscheint vor dem Hintergrund, dass der  Verpflichtete 
und nicht das Unternehmen der jeweiligen Beteiligungsstufe 
verpflichtet ist. Dies ist im Grundsatz auch unabhängig davon, 
durch wie viele Stufen eine mittelbare Beteiligung läuft. Den 
Unternehmen, die als Tochtergesellschaften regel mäßig „näher“ 
als der Verpflichtete an diesen Informationen sind, könne man 
diesen Aufwand hingegen nicht zumuten. Ob diese Einschränkung 
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also auch zukünftig gilt, bleibt abzuwarten, zumal der Gesetzes-
wortlaut weiter gefasst ist, wodurch eine Nach forschungspflicht 
herausgelesen werden könnte.

Meldepflichtige Unternehmen sind somit gut beraten, wenn sie 
sich von ihren Gesellschaftern die wirtschaftlich Berechtigten be-
nennen lassen oder sich bestätigen lassen, dass keine wirtschaft-
lich Berechtigten existieren. Das Ergebnis dieser Bestätigung der 
Gesellschafter sollte dokumentiert werden.

5. HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN NACH 
 ERFOLGTER MELDUNG

Zu beachten ist weiterhin, dass die Pflichten nicht nach einer 
erfolgten Meldung enden. Die Unternehmen müssen gem. § 19 
Geldwäschegesetz (GwG) die Angaben zu den wirtschaftlich 
Berechtigten nicht nur einholen und an das Transparenzregister 
melden. Vielmehr sind damit auch eine Aufbewahrungspflicht 
und eine Aktualisierungspflicht in Bezug auf diese Informa-
tionen verbunden. Ändert sich eine Information in Bezug auf 
einen wirtschaftlich Berechtigten, ist die registerführende Stelle 
unverzüglich über die Änderung zu informieren. Auch die Infor-
mation, dass sich die Stellung als wirtschaftlich Berechtigter 
nunmehr auch in anderen Registern zeigt, ist meldepflichtig.

BEISPIELE Nach einer Meldung zum Transparenzregister 
erfolgt eine Änderung der Gesellschafterliste. Hierdurch erge-
ben sich jetzt alle Informationen aus der neu eingereichten 
Gesellschafterliste. Dennoch muss jetzt im Transparenzregister 
eine Änderung erfolgen auch wenn aus der Gesellschafterliste 
beim Handelsregister alles Notwendige ersichtlich ist. Ergibt 
sich eine Änderung, ohne dass diese im Handelsregister abge-
bildet wird (z. B. atypisch stille Beteiligung, Stimmrechts-
bindungsverträge) ist eine Aktualisierung  des Transparenz-
registers ohnehin immer schon notwendig.

Es empfiehlt sich diesbezüglich, dass regelmäßig (z. B. einmal jähr-
lich) die Aktualität der gemeldeten Informationen geprüft wird.

6. EINSICHTSRECHTE

Zunächst besteht ein Einsichtsrecht für Behörden zur Erfüllung 
ihrer gesetzlichen Aufgaben. Weiterhin haben insb. Verpflichtete 
nach dem Geldwäschegesetz ein Einsichtsrecht, wenn dies zur 
Erfüllung ihrer Sorgfaltspflichten dient. Das neue Geldwäschege-
setz bestimmt, dass allen Mitgliedern der Öffentlichkeit die Ein-
sichtnahme in das Transparenzregister gestattet ist. Der bisher 
gesetzlich normierte Nachweis eines berechtigten Interesses ist 
nicht mehr erforderlich.

Auf Antrag des wirtschaftlich Berechtigten kann das Einsichts-
recht vollständig oder teilweise beschränkt werden. Hierzu muss 
der wirtschaftlich Berechtigte gegenüber der registerführenden 
Stelle darlegen, dass er ein überwiegend schutzwürdiges Inte-
resse hat, z. B. weil er Opfer einer Straftat werden könnte. Wei-
tere schutzwürdige Interessen sind in der Minderjährigkeit oder 
Geschäftsunfähigkeit des wirtschaftlich Berechtigten zu sehen. 
Die Einsichtnahme ist nur nach vorheriger Online-Registrierung 
des Nutzers möglich und kann zum Zweck der Kontrolle, wer Ein-
sicht genommen hat, protokolliert werden. Für Berater gilt, dass 
eine Einsicht sowohl der Erfüllung der eigenen Sorgfaltspflichten 
dient als auch zur Untersuchung, ob vorgenommene Meldungen 
und Eintragung zutreffend erfolgt sind. Jede Einsichtnahme wird 
gem. § 24 GwG einen Gebührentatbestand auslösen, wodurch 
eine kostenlose Einsichtnahme nicht möglich ist. Die Höhe der 
Gebühren wird durch die Transparenzregistergebührenverord-

nung (TrGebV) festgelegt. Hiernach beträgt die Gebühr für eine 
Einsichtnahme pro Dokument 1,65 €, für einen Ausdruck 7,50 €.

7. DURCHFÜHRUNG DER REGISTRIERUNG

Für die Meldung zum Transparenzregister ist eine elektronische 
Registrierung unter www.transparenzregister.de erforderlich. Die 
Registrierung erfolgt in zwei Schritten: Im Rahmen der Basis-
Registrierung ist lediglich eine gültige E-Mail-Adresse erforder-
lich. In einem zweiten Schritt werden dann weitere Informationen 
über die Person bzw. das Unternehmen, das sich angemeldet 
hat, abgefragt. Nach diesem Schritt kann die Meldung von wirt-
schaftlich Berechtigten an das Transparenzregister erfolgen. Die 
Vorschrift zur Errichtung eines Hinweisgebersystems wurde da-
hingehend ergänzt, dass das System die Abgabe von Hinweisen 
über einen geschützten Kommunikationsweg zu ermöglichen hat.

Die Meldung als solche erfolgt zweigliedrig: Im ersten Schritt 
wird das Unternehmen als transparenzpflichtige Rechtseinheit 
(Firmendaten, Adressdaten, Nachweisdokumente) angelegt. Im 
zweiten Schritt werden dann Informationen bzgl. des bzw. der 
wirtschaftlich Berechtigten (Dauer der wirtschaftlichen Berech-
tigung, Adress- und Stammdaten, Angaben zum wirtschaftlich 
Berechtigten, insb. Nummer 6: Art und Umfang des wirtschaft-
lichen Inte resses) hinterlegt.

Gerade diese Aspekte erscheinen problematisch, da Falsch- bzw. 
Scherzmeldungen kaum vermieden werden können. Das gem. 
§ 18 Abs. 5 GwG geforderte Informationssicherheitskonzept 
der registerführenden Stelle inkl. der getroffenen technischen 
und organisatorischen Maßnahmen zum Datenschutz erscheint 
verbesserungsbedürftig.

Solange die Möglichkeit von (bewussten oder unbewussten) 
Falschmeldungen besteht, empfiehlt es sich, die Eintragungen im 
Transparenzregister gelegentlich zu kontrollieren. Hierzu kann 
u. a. das vorgesehene Abrufverfahren genutzt werden. Die Über-
prüfung der Richtigkeit — auch im Namen des wirtschaftlichen 
Berechtigten — sollte ein berechtigtes Interesse im Sinne des 
Einsichtsrechts darstellen, zumal aus Aspekten des Datenschut-
zes ohnehin Auskunftsrechte für Betroffene resultieren.

8. BUSSGELDER

Ein Verstoß gegen die Meldepflichten ist bußgeldbewehrt. Als 
Verstöße kommen die Nichtmeldung, die nicht rechtzeitige oder 
unvollständige Meldung oder die unterlassene Aktualisierung 
in Betracht. Jeder Einzelfall kann mit einem Bußgeld von bis zu 
100.000 € geahndet werden. Bei qualifizierten Verstößen sind 
Geldbußen bis zu 5 Mio. € oder 10 % des Gesamtjahresumsatzes 
denkbar. Zuständige Verwaltungsbehörde für die Verhängung 
von Bußgeldern im Zusammenhang mit der Verletzung von 
Meldepflichten an das Transparenzregister ist das Bundesverwal-
tungsamt.

Das neue Geldwäschegesetz sieht eine Erweiterung der Bußgeld-
vorschriften dahingehend vor, dass auch fahrlässige Pflicht-
verletzungen aus Gründen der effektiven Aufsicht gem. den 
Richtlinienvorgaben sanktioniert werden sollen.

Die Bußgeldentscheidung wird auf der Internetseite der Auf-
sichtsbehörde für mind. fünf Jahre veröffentlicht.
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9. WEITERFÜHRENDE INFORMATIONEN

Sowohl die registerführende Stelle als auch das Bundesverwal-
tungsamt haben FAQs entwickelt, die insb. Detailfragen zum 
eingetragenen Verein oder zu Stiftungen, aber auch nützliche 
Hinweise zu allgemeinen Fragen im Zusammenhang mit dem 
Transparenzregister erörtern. Die FAQs des Transparenzregisters 
sind unter: https://www.bva.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/
Aufgaben/ZMV/Transparenzregister/Transparenzregister_FAQ.
html abrufbar.

Weiterhin werden vom Bundesanzeiger-Verlag kostenfrei 
 Webinare zum Thema Transparenzregister angeboten. Diese 
 finden sich unter: https://www.bundesanzeiger-verlag.de/ 
betrifft-unternehmen/seminare/webinare-zum-transparenzregis-
ter.html.

10. HINWEISE FÜR DAS MANDATSVERHÄLTNIS

Im Sinne einer umfassenden Mandatsbetreuung sollte ein Steuer-
berater seine Mandanten über die Pflichten im Zusammenhang 
mit dem Transparenzregister informieren. Eine Meldung für den 
Mandanten vorzunehmen, erfordert in jedem Fall jedoch einen 
gesonderten Auftrag. Hierbei ist insb. zu beachten, dass keine 
umfassende rechtliche Beratung im Einzelfall stattfindet, die 
einen Verstoß gegen das Rechtsdienstleistungsgesetz darstellen 
könnte. Die Abfrage der im Register gespeicherten Daten zur 
Überprüfung der Richtigkeit und die Übermittlung von Daten des 
Mandanten an das Register stellt jedoch keine Rechtsberatung 
dar und kann daher auf Grundlage eines Auftragsverhältnisses 
übernommen werden.

Schließlich ist noch darauf hinzuweisen, dass in § 24 Abs. 3 GwG 
das Bundesministerium der Finanzen ermächtigt wird, durch eine 
Rechtsverordnung bestimmte Regelungen zur Gebührenerhe-
bung durch das Transparenzregister zu schaffen:

1. gebührenpflichtige Tatbestände,
2. Gebührenschuldner,
3. Gebührensätze nach festen Sätzen oder als Rahmengebühren,
4. Auslagenerstattung,
5. Verfahren für eine Gebührenbefreiung nach Abs. 1 S. 2 der 

Norm.

Die konkrete Gebührenausgestaltung ist durch die Transparenz-
registergebührenverordnung (TrGebV) festgelegt worden. Hier-
nach ist die Meldung kostenlos. Allerdings ist jedes Unternehmen 
zur Zahlung einer Jahresgebühr von 4,80 € für die Registerfüh-
rung verpflichtet.

Diesbezüglich ist darauf zu achten, dass ggf. eine entsprechende 
Auslagenvereinbarung mit den Mandanten geschlossen wird.

Dr. Florian Modlinger, Diplom-Betriebswirt (FH), 
Rechtsanwalt und Fachanwalt für Steuerrecht


